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Rund zwei Prozent der baden-württembergi-

schen Bevölkerung sind derzeit pflegebedürf-

tig. Mehr als die Hälfte davon, rund 112 000

Personen, waren 80 Jahre und älter . Das

Pflegerisiko von Frauen ist ab dem 75. Lebens-

jahr deutlich höher als das der Männer, wäh-

rend vor der Vollendung des 75. Lebensjahres

die männliche Bevölkerung das höhere Pflege-

risiko aufweist.

Mitte Dezember 2001 wurde in Baden-Würt-
temberg zum zweiten Mal die Bundesstatistik
über die ambulanten und stationären Pflege-
einrichtungen (Pflegedienste und Pflegeheime)
durchgeführt. Rechtsgrundlage der Pflege-
statistik ist die Verordnung zur Durchführung
einer Bundesstatistik über Pflegeeinrichtungen
sowie über die häusliche Pflege. Die Erhebung
erfolgt als Bestandserhebung zweijährlich zum
15. Dezember.

110 000 Pflegebedürftige stationär und
ambulant versorgt ...

In den 944 stationären Pflegeeinrichtungen
wurden am Stichtag rund 67 000 Pflegebe-
dürftige versorgt (Schaubild 1), darunter mehr
als 64 000 in vollstationärer Dauerpflege. Ein
Drittel der stationären Leistungsempfänger
gehörten der Pflegestufe I an, 46 % der Stufe II
und 18 % der Pflegestufe III, die verbleibenden
3 % waren Ende 2001 noch keiner Pflegestufe
zugeordnet. Die stationären Einrichtungen ver-
fügten über annähernd 73 000 Plätze, darunter
fast 71 000 für vollstationäre Dauerpflege. Das
entspricht einer durchschnittlichen Platzzahl
von 41 Plätzen je 1 000 Einwohner ab 65 Jah-
ren. In den stationären Einrichtungen arbeite-
ten zum Jahresende 2001 landesweit mehr als
57 700 Beschäftigte, rund 83 % waren Frauen.

Fast 43 700 Pflegebedürftige wurden durch
insgesamt 771 ambulante Pflegeeinrichtungen
betreut. 48 bzw. 38 % der Leistungsempfänger
waren jeweils der Pflegestufe I bzw. II zuge-
ordnet, die übrigen 14 % der Pflegestufe III. In
den ambulanten Einrichtungen arbeiteten zum

Jahresende 2001 landesweit ca. 20 000 Be-
schäftigte; auch hier lag der Frauenanteil wie
bei den stationären Einrichtungen bei knapp
über 83 %.

Traditionell stellen die freigemeinnützigen
Träger mit deutlichem Abstand die meisten
Einrichtungen in der Altenpflege. Rund 64 %
der Pflegeeinrichtungen stehen in Baden-
Württemberg unter der Regie freigemein-
nütziger Träger. Die bedeutendsten Anbieter
hier sind die Wohlfahrtsorganisationen der
beiden großen Kirchen, das Diakonische Werk
und die Caritas, sowie der Deutsche Paritäti-
sche Wohlfahrtsverband. Der Anteil der Ein-
richtungen privater Träger liegt bei 27 %. Etwa
ein Zehntel der stationären Einrichtungen be-
findet sich in öffentlicher, also kommunaler
oder sonstiger öffentlicher Trägerschaft (zum
Beispiel Land, höherer Kommunalverband).

... und 100 000 durch Angehörige
gepflegt

Weitere 100 000 Pflegebedürftige nahmen das
so genannte Pflegegeld in Anspruch, das heißt,
sie wurden durch Familienangehörige oder
Bekannte in ihrer häuslichen Umgebung oder
im Haushalt der Pflegeperson gepflegt. Das
Pflegegeld ist ebenfalls nach dem Schwere-
grad der Pflegebedürftigkeit gestaffelt und
wird von der Pflegekasse an den anspruchs-
berechtigten Pflegebedürftigen gezahlt. Für
56 % dieser Personen wurde Pflegegeld nach
der Pflegestufe I, für 35 % nach der Pflege-
stufe II und für 9 % nach der Pflegestufe III
gezahlt.

Nach der Einstufung durch den Medizinischen
Dienst waren Ende 2001 also insgesamt fast
100 000 Personen (47 %) der Pflegestufe I,
82 000 (39 %) der Pflegestufe II und gut 27 000
(13 %) der Pflegestufe III zugeordnet. Zu die-
sem Zeitpunkt noch keiner Pflegestufe zuge-
ordnet waren 1 % der Pflegebedürftigen. Das
sind vor allem die Pflegebedürftigen, die im
Anschluss an einen Krankenhausaufenthalt
direkt in die Pflegeeinrichtung aufgenommen
wurden und Leistungen nach dem Elften

Pflegebedürftige in Baden-Württemberg
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Sozialgesetzbuch (SGB XI) erhalten, für die je-
doch noch keine Zuordnung zu einer bestimmten
Pflegestufe vorliegt.

Je nach Art der Pflegeleistung gibt es Unter-
schiede über die Verteilung der Fallzahlen auf
die Pflegestufen. Werden die Pflegebedürftigen
allein durch die Angehörigen ohne professio-
nelle Hilfe versorgt, ist die Schwere der Pflege-
bedürftigkeit im Durchschnitt geringer als
wenn ambulante und stationäre Pflegeein-
richtungen die Betreuung übernehmen. So
liegt der Anteil der Schwerstpflegebedürftigen
mit 18 % im stationären Bereich am höchsten,
während unter den Pflegegeldempfängern
nur 9 % Pflegeleistungen der Pflegestufe III er-
halten. Im Unterschied dazu sind mehr als die
Hälfte der Pflegegeldempfänger in Pflegestufe
I eingestuft, während dies bei stationär ver-
sorgten Pflegebedürftigen nur bei einem Drittel
der Fall ist. Da Pflegebedürftige in der niedrigs-
ten Pflegestufe wohl am ehesten zu Hause

durch die Angehörigen ohne fremde Hilfe ver-
sorgt werden können, ist dieser Zusammen-
hang wenig überraschend. Andererseits dürfte
es vielen Angehörigen schwer fallen, bei
Schwerstpflegebedürftigkeit die Versorgung
zu Hause aus eigenen Kräften zu organisieren,
sodass die Unterbringung im Heim in diesen
Fällen nicht selten die einzige Möglichkeit einer
adäquaten Versorgung darstellt.

Verschiebung von höheren zu
niedrigeren Pflegestufen

Verglichen mit den Ergebnissen aus der im
Jahr 1999 erstmals durchgeführten Pflege-
statistik hat der Anteil der Pflegebedürftigen
in Pflegestufe I zugenommen. Dies gilt ebenso
für Pflegegeldempfänger wie für Pflegebe-
dürftige, die durch ambulante oder stationäre
Pflegeeinrichtungen betreut wurden. Dagegen
war der Anteil der Pflegebedürftigen der

Als pflegebedürftig gelten Personen,
die wegen einer körperlichen, geis-
tigen oder seelischen Krankheit oder
Behinderung für die gewöhnlichen

und regelmäßig wiederkehrenden Verrich-
tungen im Ablauf des täglichen Lebens auf
Dauer, voraussichtlich für mindestens
6 Monate, in erheblichem oder höherem
Maße der Hilfe bedürfen. Die Leistungen der
Pflegeversicherung hängen in ihrer Höhe
des Leistungsanspruchs von der Pflegestufe
ab. Die Begutachtung der Schwere der Pflege-
bedürftigkeit obliegt dem Medizinischen
Dienst der Krankenkassen. Hierzu unter-
sucht der Medizinische Dienst den Pflege-
bedürftigen in dessen Wohnung bzw. im
Pflegeheim, um festzustellen, ob die Voraus-
setzungen der Pflegebedürftigkeit erfüllt sind
und welche Stufe der Pflegebedürftigkeit vor-
liegt. Wenn Pflegegeld beantragt ist, hat der
Medizinische Dienst darüber hinaus die
Aufgabe, zu überprüfen, ob die häusliche
Pflege in geeigneter Weise sichergestellt ist.

Pflegestufe I (erheblich Pflegebedürftige):
Dazu gehören Personen, die bei der Körper-
pflege, Ernährung oder Mobilität für wenigs-
tens zwei Verrichtungen aus einem oder
mehreren Bereichen mindestens einmal
täglich der Hilfe bedürfen und zusätzlich
mehrfach in der Woche Hilfe bei der haus-
wirtschaftlichen Versorgung benötigen. Der
tägliche dafür erforderliche Zeitaufwand
wird mit mindestens 90 Minuten angesetzt,
wobei der Aufwand für die Grundpflege
mindestens 45 Minuten umfassen muss.

i
Pflegestufe II (Schwerpflegebedürftige):
Pflegebedürftige der Pflegestufe II sind
Personen, die bei der Körperpflege, Ernäh-
rung oder Mobilität mindestens dreimal
täglich zu verschiedenen Tageszeiten der
Hilfe bedürfen und zusätzlich mehrfach in
der Woche Hilfen bei der hauswirtschaft-
lichen Versorgung benötigen. Hier erhöht
sich der zeitliche Aufwand auf durchschnitt-
lich drei Stunden pro Tag (dabei mindestens
zwei Stunden für die Grundpflege).

Pflegestufe III (Schwerstpflegebedürftige):
Zum Kreis der Schwerstpflegebedürftigen
zählen Personen, die bei der Körperpflege,
der Ernährung oder der Mobilität täglich
rund um die Uhr, auch nachts, der Hilfe be-
dürfen und zusätzlich mehrfach in der Woche
Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versor-
gung benötigen. Der erforderliche Zeitauf-
wand muss durchschnittlich täglich mindes-
tens fünf Stunden (davon mindestens vier
Stunden Grundpflege) betragen.

Die Pflegebedürftigen können grundsätz-
lich entscheiden, ob häusliche oder statio-
näre Pflege in Anspruch genommen wird.
Die Pflegeversicherung soll mit ihren Leis-
tungen aber vorrangig die häusliche Pflege
und die Pflegebereitschaft der Angehörigen
unterstützen, damit die Pflegebedürftigen
möglichst lange in ihrer häuslichen Umge-
bung bleiben können. Für die häusliche
Pflege (ambulante Pflege und Pflegegeld)
entschieden sich mehr als zwei Drittel der
Betroffenen.
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Stufe II und III bei den Pflegegeldempfängern
sowie Personen, die ausschließlich von ambu-
lanten Pflegeeinrichtungen versorgt wurden,
rückläufig (Tabelle). Auch der Medizinische
Dienst der Krankenkassen hat im Jahr 2001
öfter die Pflegestufe I bewilligt als 1999. Gleich-
zeitig wurden weniger Anträge auf Pflegestufe II
und III im Vergleich zum Vorvorjahr positiv be-
gutachtet.

Etwas anders stellt sich die Situation im sta-
tionären Bereich dar. Auch hier hat sich der
Anteil der Personen mit Pflegestufe I stark
erhöht (8 %), jener  der Pflegestufe II stieg
nur leicht um 3 % und der bei der Pflege-
stufe III um immerhin 6 % an. Gleichzeitig
nahm der Anteil von Pflegebedürftigen in
stationären Einrichtungen, die noch nicht ein-
gestuft waren, von 6,0 % im Jahre 1999 auf
3,4  %  2001 ab. Fasst man alle Leistungsarten
zusammen, dann lässt sich eine Verschiebung
von höheren zu niedrigeren Pflegestufen fest-
stellen.

Zu Hause wurden 2001 insgesamt 1 500 Per-
sonen weniger versorgt als 1999 (Tabelle).
Bermerkenswert ist dabei, dass der Anteil, der
durch ambulante Dienste versorgt wurde,  um
3 % gestiegen ist. Umgekehrt heißt das, dass
der Versorgungsanteil durch Angehörige ge-
sunken ist. Die Frage, ob die rückläufigen Zah-
len bei den Pflegegeldempfängern seit 1999
bereits einen gewissen Trend darstellen, dass
die Pflege durch die Angehörigen zukünftig an
Gewicht verlieren wird, ist zum jetzigen Zeit-
punkt sicher noch nicht abschließend zu beant-
worten. Der Vergleich der beiden Berichtszeit-
punkte lässt sich grundsätzlich so deuten, dass
die professionelle Pflege seit 1999 an Bedeutung
gewonnen hat, während dies bei der häuslichen
Pflege durch die Angehörigen nicht der Fall
ist. Dies zeigt auch die Ausgabenentwicklung
der gesetzlichen Pflegeversicherung, die im
selben Zeitraum einen Ausgabenzuwachs bei
der stationären Versorgung Pflegebedürftiger
um 8 % ausweist und gleichzeitig einen Rück-
gang um 2 % bei den Pflegegeldleistungen.

S1 ”Eckdaten” der Pflegestatistik 2001
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210 724
Pflegebedürftige

Angehörige

(ausschließlich)

100 092 Pflegebedürftige

Pflegedienste

43 657 Pflegebedürftige

143 749
Pflegebedürftige (68%)

zu Hause versorgt durch …

66 975
Pflegebedürftige (32%)
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Beschäftigten

944
Pflegedienste

mit
57 742
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Die Ausgaben der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung für die Leistungen ambulanter Pflegeein-
richtungen, die so genannten Pflegesachleis-
tungen, haben ebenfalls zugenommen und
lagen um rund 7 % über dem Wert von 1999.
Ob die Zahl der Pflegegeldempfänger mittel-
fristig tatsächlich zurückgehen oder auch nur
stagnieren wird, lässt sich zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht entscheiden. Trotzdem spricht
einiges für eine solche Entwicklung, da die
absehbare weitere Veränderung der Familien-
strukturen dazu führen dürfte, dass die Pflege
allein durch Angehörige immer weniger ge-
währleistet werden kann. Stärkere Frauen-
erwerbstätigkeit und die Notwendigkeit der
beruflichen Mobilität des Einzelnen führt ver-

mehrt dazu, dass der Wohnort der pflegebe-
dürftigen Eltern und der Lebensmittelpunkt
der Kinder räumlich auseinanderfallen, wo-
durch das private Pflegepotenzial abnimmt.
Außerdem werden sich die rückläufigen
Geburtenzahlen, der Anstieg von gewollter
und ungewollter Kinderlosigkeit sowie wach-
sende Scheidungsraten auf die Zahl der mög-
lichen Pflegepersonen im familiären Umfeld
negativ auswirken.

Hälfte der Pflegebedürftigen älter als
79 Jahre

Von allen Pflegebedürftigen waren 2001 knapp
32 000 jünger als 60 Jahre und 179 000 hatten
diese Altersschwelle bereits überschritten
(Schaubild 2). Verglichen mit 1999 hat die Zahl
der unter 60-jährigen Pflegebedürftigen um
rund 1 000 abgenommen und die der Älteren
um etwa die gleiche Zahl zugenommen, was
der demografischen Entwicklung entsprach.

Der Schwerpunkt der Pflegebedürftigkeit in der
Gesellschaft liegt eindeutig im höheren Alter.
Mehr als die Hälfte aller Pflegebedürftigen war
2001 älter als 79 Jahre (ca. 112 000). Verglichen
mit dem Ergebnis von 1999 liegt diese Zahl um
etwa 3 500 höher. Damit ist eine Zunahme der
höher betagten Pflegebedürftigen zu beobach-
ten, während gleichzeitig die Zahl der unter
80-jährigen pflegebedürftigen Personen zurück-
gegangen ist.

Deutlicher noch als die absoluten Zahlen zeigt
die Berechnung der Pflegehäufigkeit, die als
prozentualer Anteil der Pflegebedürftigen an
der Bevölkerung in der jeweiligen Altersklasse
bestimmt wird, den Zusammenhang zwischen
Alter und Pflegerisiko. Diese Aussage trifft je-
doch nur auf Versicherte zu, die 50 Jahre und
älter sind. In den Altersgruppen davor ist die
Pflegehäufigkeit ziemlich konstant und schwankt
lediglich zwischen 2 und 4 Promille bezogen
auf die gleichaltrige Bevölkerung. Ab dem
50. Lebensjahr steigt die Pflegehäufigkeit
überproportional an. Unter den 80- bis 84-
Jährigen ist knapp jeder Sechste pflegebe-
dürftig, bei den 85- bis 89-Jährigen fast jeder
Dritte. Unter den 90-Jährigen und älteren
Baden-Württembergern ist jeder Zweite ein
Pflegefall.

Zwei Drittel der Pflegebedürftigen sind
Frauen

Die Lebenserwartung der weiblichen Bevölke-
rung ist in Baden-Württemberg um knapp 6
Jahre höher als die der Männer; bei den Per-

Betreute Pflegebedürftige in Baden-Württemberg
1999 und 2001 nach Pflegestufe und GeschlechtT

Pflegestufe
––––––––––
Geschlecht

1999 2001

Veränderung
2001

gegenüber
1999

Anzahl %

Stationäre Pflegeheime1)

Zusammen 65 548 66 975 + 2,18

Pflegestufe I 20 371 22 032 + 8,15
Pflegestufe II 30 008 30 806 + 2,66
Pflegestufe III 11 244 11 867 +  5,54
Noch keiner Pflegestufe zugeordnet 3 925 2 270 – 42,17

Männer 14 416 14 874 + 3,18
Frauen 51 132 52 101 + 1,90

Ambulante Pflegedienste1)

Zusammen 42 408 43 657 + 2,95

Pflegestufe I 18 892 21 027 + 11,30
Pflegestufe II 16 921 16 463 – 2,71
Pflegestufe III 6 595 6 167 – 6,49

Männer 12 952 13 353 +  3,10
Frauen 29 456 30 304 + 2,88

Beide Einrichtungen

Zusammen 107 956 110 632 + 2,48

Pflegestufe I 39 263 43 059 + 9,67
Pflegestufe II 46 929 47 269 + 0,72
Pflegestufe III 17 839 18 034 + 1,09
Noch keiner Pflegestufe zugeordnet 3 925 2 270 – 42,17

Männer 27 368 28 227 + 3,14
Frauen 80 588 82 405 + 2,25

Pflegegeldempfänger 2)

Zusammen 102 881 100 092 – 2,71

Pflegestufe I 54 826 56 151 +  2,42
Pflegestufe II 38 024 34 666 – 8,83
Pflegestufe III 10 031 9 275 –  7,54

Männer 40 849 40 264 – 1,43
Frauen 62 032 59 828 – 3,55

Alle Leistungsempfänger

Insgesamt 210 837 210 724 – 0,05

Pflegestufe I 94 089 99 210 +  5,44
Pflegestufe II 84 953 81 935 – 3,55
Pflegestufe III 27 870 27 309 – 2,01
Noch keiner Pflegestufe zugeordnet 3 925 2 270 – 42,17

Männer 68 217 68 491 + 0,40
Frauen 142 620 142 233 – 0,27

1) Stand 15. Dezember. – 2) Stand 31. Dezember; ohne Empfänger/Empfängerinnen von Geld-
und Sachleistungen, die bereits bei der ambulanten oder stationären Pflege berücksichtigt
sind.
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sonen, die das 60. Lebensjahr erreicht haben,
sind es immer noch gut 4 Jahre. Dies macht
sich in den Besetzungszahlen der höheren,
pflegerelevanten Altersgruppen deutlich be-
merkbar. Daher sind etwa zwei Drittel der pflege-
bedürftigen Personen weiblichen Geschlechts,
obwohl der Anteil der weiblichen Bevölkerung
in Baden-Württemberg nur knapp über 50 % liegt.

Insgesamt haben Frauen eine höhere Pflege-
bedürftigkeit als Männer. So belief sich zum
Jahresende 2001 die Pflegehäufigkeit, also die

Zahl der Leistungsempfänger bezogen auf die
entsprechende Bevölkerungsgruppe bei den
Frauen auf rund 2,6 % und bei den Männern
auf nur knapp 1,4 %. Der hohe Frauenüber-
schuss in den oberen Altersklassen ist aller-
dings nicht Grund für die höhere Pflegehäufig-
keit der Frauen. Die geschlechts- und alters-
spezifische Betrachtung ergibt ein weitaus
differenzierteres Bild (Schaubild 3). Bis zur
Altersklasse der 70- bis 74-Jährigen ist die
Pflegehäufigkeit bei den Männern stets höher
als bei den Frauen. So sind zum Beispiel in
dieser Altersklasse von 1 000 Männern 43
pflegebedürftig, bei den Frauen nur rund 40.
In den folgenden Altersklassen ab 75 Jahre
sind Frauen weniger häufig in der Lage, ohne
fremde Hilfe ihr Alltagsleben zu meistern als
ihre männlichen Altersgenossen. Die Pflege-
häufigkeit der Männer liegt ab dem 75. Lebens-
jahr stets niedriger als die der Frauen. Dabei
öffnet sich die Schere mit zunehmendem Alter.
In der Altersklasse der 90- bis 95-Jährigen wa-
ren von 1 000 gleichaltrigen Frauen 588 pflege-
bedürftig, bei den Männern dagegen nur 404.

Die Pflegehäufigkeit der männlichen und der
weiblichen Bevölkerung unterscheidet sich so-
wohl bei der Art der Leistung als auch bei der
Pflegestufe. Die Pflegehäufigkeit der weiblichen
Bevölkerung ist knapp doppelt so hoch wie
die der männlichen. Unter den stationär ver-
sorgten Pflegebedürftigen beträgt dieses Ver-
hältnis sogar 3 zu 1, während bei der Versor-
gung außerhalb von Heimen der Unterschied
weniger deutlich ausfällt. Frauen leben – nach
dem Tod des in der Regel älteren Partners –

S2
Pflegebedürftige
in Baden-Württemberg 2001
nach Altersgruppen
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häufig alleine und sind deshalb im Falle ihrer
eigenen Pflegebedürftigkeit stärker auf profes-
sionelle Pflege angewiesen als Männer, da
diese traditionell von ihren jüngeren Partne-
rinnen gepflegt werden. Der größte geschlechts-
spezifische Unterschied ist bei den Pflege-
stufen II und III in der stationären Versorgung
zu beobachten. Auf 10 schwer- und schwerst-
pflegebedürftige männliche Person kommen
dort durchschnittlich rund 37 weibliche in der-
selben Einstufung. Dagegen zeigt sich die ge-
ringste Abweichung bei solchen schwer- und
schwerstpflegebedürftigen Männern und Frauen,
die durch Angehörige versorgt werden und
Pflegegeld erhalten.

In Zukunft professionelle Pflege immer
notwendiger

Die Zukunft im Pflegebereich ist entscheidend
von der Bevölkerungsentwicklung abhängig.

Die veränderten demografischen Bedingungen
mit überproportionalen Zuwächsen bei den
oberen Altersgruppen und die damit einher-
gehende Zunahme der Zahl der Pflegebedürf-
tigen sowie der Wandel in den Familienstruk-
turen, der zu einer gleichzeitigen Abnahme
der möglichen Pflegepersonen aus dem fami-
liären Umfeld führt, werden in Zukunft eine
weitere Verschiebung in Richtung der profes-
sionellen Pflege, insbesondere hin zur statio-
nären Versorgung, bewirken. Auch die zuneh-
mende Inanspruchnahme von Pflegesachleis-
tungen im ambulanten Bereich unterstreichen
diese Tendenz.

Weitere Auskünfte erteilen
Dr. Karl Pristl, Telefon 0711/641-2466
E-Mail: Karl.Pristl@stala.bwl.de

Matthias Weber, Telefon 0711/641-2402
E-Mail: Matthias.Weber@stala.bwl.de

kurz notiert …

Kindergartenplätze noch überwiegend
mit traditionellen Öffnungszeiten

Anfang 2003 gab es in Baden-Württemberg
insgesamt rund 444 000 Betreuungsplätze für
Kinder in ca. 7 450 Tageseinrichtungen. Der
Schwerpunkt des Angebotes lag mit 93 % (ca.
415 000 Plätzen) bei der Betreuung für Kinder-
gartenkinder. Damit standen fast 104 Kinder-
gartenplätze je 100 Kinder zur Verfügung. Des
Weiteren gab es mehr als 7 200 Plätze für Klein-
kinder unter drei Jahren und gut 22 000 Plätze
für Hortkinder im schulpflichtigen Alter. Für
behinderte Kinder waren rund 3 500 Plätze in
Tageseinrichtungen vorhanden. Dabei handelte
es sich ganz überwiegend (zu 94 %) um Plätze
für Kindergartenkinder.

Ein Kindergartenplatz allein ist noch kein Ga-
rant für eine bedarfsgerechte Betreuung, aus-
schlaggebend ist auch die Qualität des Ange-
botes. Sie entscheidet häufig, ob die Erwerbs-
tätigkeit beider Elternteile möglich ist. Im
Kindergartenbereich sind 81 % der Plätze
Regelplätze, die vor- und nachmittags geöffnet,
über die Mittagszeit aber geschlossen sind
(1998: 93 %). Allerdings sind diese eher tradi-
tionellen Plätze zugunsten von reinen Vor-
mittagsplätzen (+ 31 070 Plätze) und Ganztages-
plätzen (+ 10 719 Plätze) zurückgegangen. Nach
wie vor selten ist die Versorgung mit einem
Mittagessen: In nur 9 % (ca. 37 400 Plätze) der
Fälle erhalten die Kinder ihre Mittagsmahlzeit

in der Betreuungseinrichtung. Für 100 Kinder-
gartenkinder stehen 7,4 Ganztagesplätze zur
Verfügung (1998: 4,6 Plätze).

30 400 allein erziehende Frauen
erhielten Sozialhilfe

Allein erziehende Mütter und ihre Kinder sind
besonders häufig auf die Leistungen vom So-
zialamt angewiesen. Annähernd 30 400 Haus-
halte von allein erziehenden Frauen mit insge-
samt gut 50 000 minderjährigen Kindern haben
Ende 2002 laufende Hilfe zum Lebensunterhalt
bezogen. Ihr Anteil an allen Sozialhilfehaus-
halten im Land lag bei 26 %. Knapp 12 000
Ehepaare und nicht eheliche Lebensgemein-
schaften mit 24 300 minderjährigen Kindern
sowie 750 allein erziehende Väter mit 1 200
Kindern waren ebenfalls auf laufende Hilfe
zum Lebensunterhalt angewiesen.

Insgesamt 16 470 allein Erziehende mit laufen-
der Hilfe zum Lebensunterhalt hatten 1 Kind
zu versorgen, 2 Kinder waren es bei 9 567 und
3 und mehr Kinder bei 4 324. Häufigster Grund
für den Bezug von Sozialhilfe waren bei 11 864
allein erziehenden Müttern Scheidung oder
Trennung und bei 5 644 die Geburt eines Kin-
des. Dagegen war Arbeitslosigkeit nur in 2 096
Fällen Ursache dafür, dass Sozialhife beantragt
werden musste.


